Stellvertretung in den Sachbereichskommissionen





Ist ein Verfassungsratsmitglied verhindert, so kann es sich in den Beratungen der Sachbereichskommissionen durch eine andere Person vertreten lassen (Art. 3 der Geschäftsordnung des Verfassungsrates des Kantons Freiburg vom 4. Oktober 2000). 





Probleme ergeben sich daher, weil gemäss Art. 12 Ziff. 4 der Geschäftsordnung das Büro die Mitglieder der Sachbereichskommissionen bezeichnet, freilich auf Antrag der Fraktionen, wie Art. 26 Abs. 1 der Geschäftsordnung verdeutlicht. Offenbar wirkt also der Entscheid des Büros konstitutiv für die Mitgliedschaft in den Sachbereichskommissionen, so dass sich die Frage stellt, wie sich dies mit der Vertretung bei Verhinderung verträgt.


Des weiteren gibt die Geschäftsordnung keine Antwort auf die Frage, wer den oder die VertreterIn bestimmt und welche Anforderungen an diese vertretende Person zu stellen sind.





Die Einräumung einer Vertretungsbefugnis in Art. 3 Abs. 1 der Geschäftsordnung kann nur dahingehend verstanden werden, als dass die Feststellung des Büros, dass ein Verfassungsratsmitglied Mitglied in einer Kommission ist, gleichzeitig die Befugnis der betreffenden Person (vgl. aber unten Ziff. 4) mit einschliesst, bei Verhinderung eine Vertreterin oder einen Vertreter zu bezeichnen. Dieses Bezeichnungsrecht des Kommissionsmitglieds fliesst also unmittelbar aus seiner Stellung. Freilich müsste der Sitzungspräsident oder die Sitzungspräsidentin eine solche Vertretung auf ihre Rechtmässigkeit hin überprüfen und zwecks Transparenz in jedem Fall ins Protokoll aufnehmen lassen.





Wer diese vertretungsbefugte Person ist und von wem sie bestimmt wird, wird in der Geschäftsordnung nicht gesagt. Am ehesten müsste das Bestimmungsrecht der Fraktion zukommen, welcher das verhinderte Verfassungsratsmitglied angehört. Dies ergäbe sich aus dem «Geist» der Geschäftsordnung, die verschiedenen politischen Ansichten angemessen in den Meinungsbildungsprozess einfliessen zu lassen (vgl. Art. 38 Abs. 1 der Geschäftsordnung). So werden beispielsweise die Mitglieder der einzelnen Kommissionen von den Fraktionen vorgeschlagen (Art. 26 Abs. 1 der Geschäftsordnung). Weiter muss jede Fraktion in jeder Sachbereichskommission vertreten sein (Art. 38 Abs. 2 der Geschäftsordnung), damit das politische Gleichgewicht innerhalb der Kommissionen gewahrt bleibt und jede Fraktion sich zu jeder Angelegenheit äussern kann.


Allerdings können die Fraktionen auch eine andere Regelung vorsehen, sind sie doch frei in der Bestimmung ihrer Organisation (Art. 37 Abs. 1 der Geschäftsordnung). Daher hängt es entscheidend von der Organisation oder der Übung der betreffenden Fraktion ab, ob die vertretende Person von der Fraktion und/oder aus ihrer Mitte gewählt wird oder ob etwa diese Person vom verhinderte Verfassungsratsmitglied selbst bestimmt werden kann. Einzige Voraussetzung kraft Geschäftsordnung bleibt (auch ohne ausdrücklich Erwähnung in der Geschäftsordnung), dass die vertretende Person ihrerseits Mitglied des Verfassungsrates ist.
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